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Ghana muss Fregatte freigeben
Seegerichtshof in Hamburg entscheidet zu Gunsten Argentiniens
Nach 78 Tagen verlässt die Fregatte „Libertad“ am Mittwoch den Hafen von Tema. (Foto: AP)
Hamburg (dpa) - Der westafrikanische Staat Ghana muss das beschlagnahmte argentinische Segelschulschiff „Libertad“ freigeben. Diese Entscheidung verkündete der Internationale Seegerichtshof am vorigen Sonnabend in Hamburg. Kriegsschiffe unterlägen nach internationalem Recht der Immunität, hieß es zur Begründung. Ein ghanaischer Richter hatte Anfang Oktober auf Antrag des US-Hedgefonds Elliott Associates das Schiff beschlagnahmt. Der Hedgefonds will von Argentinien Anleiheschulden aus dem Jahr 2001 eintreiben. Ende Oktober hatten 281 Besatzungsmitglieder das Schiff verlassen können. Derzeit sollen noch 44 Seeleute an Bord sein.
Dem Urteil zufolge muss Ghana die Besatzung mit allem Notwendigen versorgen und das Schiff umgehend aus dem Hafen von Tema nahe der Hauptstadt Accra auslaufen lassen. Justiz und Regierung des afrikanischen Landes haben das Hamburger Urteil akzeptiert. Auf Beschluss von Präsidentin Cristina Kirchner soll das Schiff nicht im Hafen von Buenos Aires, sondern in Mar del Plata am 9. Januar anlegen. Inzwischen sind zahlreiche Unteroffiziere der Marine, die auf der Libertad eine Ausbildung machten und heim geflogen worden waren, mit einem Charterflug nach Ghana abgereist, damit ein seetüchtige Mannschaft die Fregatte übernehmen kann. Beide Länder sollen jeweils selbst für ihre Prozesskosten aufkommen.
Hintergrund des Rechtsstreits sind Umstrukturierungen der argentinischen Staatsschulden in den Jahren 2005 und 2010. Elliott Associates beharrt auf einer Auszahlung von Geldern und prozessiert in den USA gegen Argentinien. NML Capitals, eine Tochter von Elliott Associates, macht mehr als 300 Millionen Dollar geltend. Die Kirchner-Regierung hatte die Investoren als „Aasgeier“ beschimpft, weil es zu ihrem Geschäftsmodell gehöre, Profit aus Staatspleiten zu schlagen.
NML Capital bestritt die Zuständigkeit des Internationalen Seegerichtshofs: „Einzig die Gerichte in Ghana sind in dieser Auseinandersetzung rechtlich zuständig“, erklärte ein Sprecher der Fondsgesellschaft am Sonntag in Frankfurt/Main. Der Gerichtsstand bleibe daher in Ghana. „Es ist völlig unangebracht, dass der Internationale Seegerichtshof versucht, sich in ein Gerichtsverfahren der unabhängigen ghanaischen Justiz einzumischen.“ Argentinien weigere sich, seine vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen, obwohl dem Land die Möglichkeiten dazu zur Verfügung stünden, erklärte der Sprecher weiter.
Nach dem Spruch des Hamburger Seegerichtes über die Fregatte als Kriegsschiff haben die Justiz und die Regierung von Ghana die Abreise der Fregatte genehmigt. Die Gerichtskosten der von einem Geierfonds betriebenen Beschlagnahme werden von beiden Gerichtsparteien getragen.
Argentinien
Fall Rucci neu aufgerollt
Gericht will frühere Montonero-Führer befragen
Buenos Aires (AT/RTA) - José Ignacio Rucci war 1973 als Metallarbeiter Generalsekretär des Gewerkschaftsbundes und besonderer Liebling des nach 18-jährigem Exil aus Spanien heimgekehrten und zum dritten Mal mit über 60 Prozent der Stimmen gewählten Präsidenten Juan Domingo Perón. Wenige Tage nach der Amtseinführung Perons wurde Rucci meuchlings in seiner Wohnung ermordet. Das Mordkommando wurde schon damals der Terroristenorganisation Montoneros zugeschrieben, ohne dass die Justiz den Tatbestand bestätigte. Der Mord galt als ein gewöhnliches Verbrechen und ist längst verjährt. Das Buch „Operation Traviata“ des Journalisten Ceferino Reato beschrieb vor wenigen Jahren den Mord in seinen Einzelheiten.
Dieser Tage hat die hauptstädtische Bundeskammer für Strafsachen beschlossen, den Gerichtsfall neu aufzurollen, um festzustellen, ob beim Mord auch Behörden mitgewirkt hatten, in welchem Fall der Mord nicht als verjährt, sondern vielmehr als gegen die Menschlichkeit (Spanisch „de lesa humanidad“) eingestuft werden müsste, weil solche Verbrechen nicht verjähren. Claudia Rucci, Tochter von José Ignacio Rucci und derzeit Nationaldeputierte, freute sich über diesen Richterspruch, der Klarheit über die echten Täter des Mordes schaffen würde. Die damaligen Montonero-Führer Mario Firmenich, derzeit wohnhaft in Spanien, Roberto Perdía, Fernando Vaca Navaja, derzeit Minister in der Provinzregierung von Rio Negro, Juan Carlos Dante Gullo, Stadtdeputierter in Buenos Aires, und Horacio González, Direktor der Nationalbibliothek und Leiter der Intellektuellenorganisation „Carta Abierta“, die die Regierung von Cristina Kirchner unterstützt, sollen vor Gericht aussagen, um festzustellen, ob und welche Regierungsämter in den Mord verwickelt waren, in welchem Fall die Tat als nicht verjährt gilt.
Argentinien
Schwache Kundgebung von Moyano
Gewerkschaften mobilisieren nur Wenige
Möchtegern-Volkstribun Moyano. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/RTA) - Für den 19. Dezember hatte CGT-Generalsekretär Hugo Moyano (Lastwagenfahrer) in Allianz mit dem abgespaltenen CTN-Generalsekretär Pablo Micheli (Staatsangestellte) für eine Kundgebung auf dem Mai-Platz aufgerufen. Hugo Barrionuevo (Köche und Kellner) hatte ebenfalls mitgemacht, erschien aber nicht. Andere Vertreter kleiner Gewerkschafter, sowie Politiker wie der letzte UCR-Präsidentschaftskandidat Ricardo Alfonsín, meldeten sich ebenfalls. Die Präsenz erwies sich als schwach, sicherlich weniger als 40.000, wogegen Micheli von 70.000 faselte. Kein Vergleich mit den spontanen Kundgebungen von September und November, die überall im Land mehr als eine Million Menschen auf den Straßen mobilisierten, um gegen die Nationalregierung zu protestieren.
Moyano sprach als Hauptredner eine halbe Stunde lang, wiederholte seine Geldforderungen an die Regierung, indem der Freibetrag für die Gewinnsteuer anzuheben ist und alle Arbeitnehmer Familiengelder erhalten sollen. Die Renten müssten erhöht werden und die Regierung sollte den Krankenkassen der Gewerkschaften die zustehenden Gelder auszahlen, alles zusammen viele Milliarden Pesos zu Lasten eines defizitären Haushaltes, der mit inflationärer Geldschöpfung der Zentralbank finanziert wird.
Nachdem Moyano angekündigt hatte, dass die Arbeiter 2013 mit ihren Stimmen Kandidaten wählen werden, die diese Forderungen vortragen, empfahl Moyano der Präsidentin, sich um die Inflation und die obwaltende Unsicherheit zu kümmern, die nicht nur die Arbeiter, sondern die gesamte Bevölkerung betreffen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Kampf gegen Prostitution
Erst nachdem der Freispruch in Tucumán der angeblichen Mörder der vor zehn Jahren verschwundenen Marita Verón heftige Proteste hervorgerufen hatte, entschied Präsidentin Cristina Kirchner, dass die Deputiertenkammer in außerordentlichen Sitzungen die Reform des Prostitutionsgesetzes von 2008 behandeln sollte, die der Senat Ende 2011 verabschiedet hatte. Ohne diesen Schritt wäre das Gesetzesprojekt Ende 2012 verfallen. Am vergangenen Donnerstag billigte die Deputiertenkammer die Reform des Senats ohne Änderungen, die zur Rückkehr in den Senat geführt hätten. Die Strafen gegen Personen, die die Prostitution ausnützen, wurden auf mindestens vier Jahre Haft erhöht, so dass sie nicht ausgesetzt werden können und im Gefängnis abgesessen werden müssen. Im gleichen Sinne wurden das Strafmaß für andere Delikte erhöht. Zwei Regierungsausschüsse werden sich um die Problematik der zur Prostitution gezwungenen Frauen kümmern, denen Schutz versprochen wird. Bordellinhaber und Männer, die für den Geschlechtsverkehr zahlen, werden im Gesetz nicht belangt. Die Oppositionsabgeordnete Marcela Rodríguez lehnte das Gesetzesprojekt deswegen ab.
Berg gesperrt
Buenos Aires - Um einen Massenselbstmord zu verhüten, ließ Argentinien den Zugang zu einem mythischen Berg sperren. Anlass war ein im Internet verbreiteter Aufruf zum „massiven magischen Selbstmord“ auf dem Cerro Uritorco am prophezeiten Weltuntergang am 21. Dezember, weil an diesem Datum ein Zyklus des Maya-Kalenders endet. Esoteriker verschiedener Länder sahen darin den Termin des Weltuntergangs. Der 1950 Meter hohe Cerro Uritorco in der Provinz Córdoba ist in Privatbesitz. Die Verwalter des Massivs akzeptierten am Montag eine Aufforderung des Bürgermeisters der nahe gelegenen Stadt Capilla del Monte, den Berg abzuriegeln. Die Zugänge sollten vom Abend des 20. Dezember (Donnerstag) bis Mitternacht des 21. Dezember (Freitag) gesperrt bleiben, um „ein Unglück“ zu vermeiden, sagte der Verwalter Rafael García dem Rundfunksender Cadena 3. Dem Uritorco werden von mystischen Gruppen energetische Kräfte zugeschrieben. Jährlich treffen sich Tausende auf dem Berg, um an Meditationsgruppen teilzunehmen oder um UFOs zu suchen, die dort landen sollen.
Bus- und Zugtarife teurer
Nach vier Jahren unveränderter Tarife für Bus- und Vorortzugfahrten hat die nationale Regierung diese Tarife angehoben. Die Preise für Kurzstreckenfahrten im Bus steigen von bisher 1,10 Pesos auf 1,50 Pesos mit der Karte SUBE und 3,00 Pesos ohne die Karte. Längere Strecken kosten 1,60 und 1,75 Pesos bzw. 3,25 und 3,50 Pesos ohne SUBE. Die Tarife liegen indessen fühlbar unter denen der Untergrundbahnen, die zu Beginn 2012 vom Stadtregierungschef Mauricio Macri auf 2,50 Pesos erhöht wurden. Eine Koordination zwischen der Stadt, der Provinz Buenos Aires und der Nationalregierung, wie sie wiederholt angekündigt wurde, um die Tarife und andere Verkehrsprobleme gemeinsam abzusprechen, fand nicht statt.
Treue zu Cristina
Treue und Verbundenheit zu Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner – das war das Signal, das vom Kongress der Gerechtigkeitspartei (PJ) der Provinz Buenos Aires ausgehen sollte. Von „monolithischer Führung“ der Partei durch die Präsidentin war bei der Veranstaltung in Caseros die Rede. Provinzgouverneur Daniel Scioli rief die rund 600 Anwesenden zur Linientreue zum gegenwärtigen „Regierungsmodell“ sowie zur Präsidentin auf. Die seit 2003, dem Jahr des Machtantrittes von Néstor Kirchner, erreichten „Errungenschaften“ müssten im Geist der „Einigkeit und des Respekts“ geschützt und weiterentwickelt werden, so Scioli. Die Teilnehmer des Kongresses beschlossen, dass die auf General Perón zurückgehende Gerechtigkeitspartei auch bei den im kommenden Jahr anstehenden Kongresswahlen in dem Wahlbündnis „Front für den Sieg“ antreten wird. Dabei handelt es sich um eine von Néstor Kirchner ins Leben gerufenen Allianz, die derzeit im Kongress die Regierungsfraktion stellt. An der Spitze des PJ-Parteirates der Provinz steht derzeit mit Cristina Alvarez Rodríguez erstmals eine Frau. Die Großnichte von Evita Perón übernahm den Posten, nachdem dieser durch Hugo Moyanos Rücktritt frei geworden war.
Juristischer Sieg in Belgien
Die argentinische Regierung hat in ihrem Kampf gegen den Hedgefonds NML Capitals zuletzt mehrfach Grund zur Freude gehabt. Nicht nur die Freilassung der beschlagnahmten Fregatte „Libertad“, sondern auch ein Gerichtsurteil in Belgien kommt der Kirchner-Regierung entgegen. Dort entschied der Oberste Gerichtshof, dass die Beschlagnahme von Geldern für die argentinische Botschaft in Belgien aufzuheben sei. Die Maßnahme war 2009 von erwähntem Hedgefonds veranlasst worden. Nun meinten Belgiens höchste Richter, dies verstoße gegen das Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen. Dort sei festgelegt, dass Güter und Vermögen einer staatlichen Auslandsvertretung nicht Gegenstand einer Pfändung oder sonstiger Zwangsmaßnahmen sein dürften. Um welchen Streitwert es bei dem Fall ging, darüber wollte weder das argentinische Außenministerium, noch der von dem US-amerikanischen Finanzinvestor Paul Singer geleitete Hedgefonds Auskunft geben.
Nochmals „Per Saltum“
Nachdem der Medienkonzern „Clarín“ Berufung vor der Kammer gegen das Urteil des Richters erster Instanz Horacio Alfonso eingelegt hatte, das die Verfassungsmäßigkeit der Paragrafen 45 und 161 des Mediengesetzes verbrieft hatte, hat die Regierung nochmals den sogenannten „Per Saltum“ genannten Rekurs direkt beim Obersten Gerichtshof eingelegt. Der Gerichtshof soll bei diesem angeblich institutionellen Ernstfall endgültig entscheiden, dass das Mediengesetz verfassungsgemäß ist, so dass sich „Clarín“ beugen muss. Mehrere Verfassungsrechtler monierten, dass nach dem Urteil des Richters Alfonso nur der Konzern „Clarín“ als Verlierer ein „Per Saltum“ beantragen könnte, nicht aber die Regierung, die beim Urteil gewonnen hatte. (AT/mc/RTA/dpa/)
Meinung
Justizreform als Vorwand
Die Regierung lässt mit ihren Absichten einer Verfassungsreform zwecks Wiederwahl der Präsidentin in Folge nicht locker. Hierfür ist bekanntlich eine Zweidrittelmehrheit aller Senatoren und Deputierten für die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung vonnöten. Diese Mehrheit kann die Regierung im Kongress derzeit nicht aufbringen. Sie hofft offenbar, dass dies nach den nächstjährigen Parlamentswahlen eventuell möglich sein könnte.
In diesem Szenarium platzte das Urteil in Tucumán im Fall der vor zehn Jahren verschwundenen Marita Verón ein. Ein Dutzend mit Indizien angeklagte mutmaßliche Täter wurden mangels Beweisen frei gesprochen. Ein Sturm der Entrüstung war die Folge. Das Haus der Provinz von Tucumán in Buenos Aires wurde von Vandalen angegriffen, obwohl die Polizei es schützte. Allgemeine Entrüstung breitete sich aus. Präsidentin Cristina Kirchner griff den Tatbestand beim Schopfe und forderte eine sogenannte Demokratisierung der Justiz, die sie als eine Korporation beschimpfte.
Gemeint mit der Demokratisierung der Justiz sind mögliche Reformen über die Ernennung von Richtern, etwa durch Wahlen des Obersten Gerichtshofs oder durch Ernennungen auf Zeit. Auch war sogleich die Rede über die Einführung eines Schöffengerichts (Spanisch „juicio por jurados“) für bestimmte Verbrechen, das in der Verfassung seit 1853 vorgesehen, aber niemals verwirklicht worden ist. In der Provinz Buenos Aires verabschiedete der Senat umgehend ein Gesetzesprojekt für die Strafjustiz der Provinz, das ein Schöffengericht vorsieht.
Ernennungsmethoden, Mandatsdauer und Absetzung von Richtern ist anders als das Schöffengericht Gegenstand einer Verfassungsnovelle. Die Präsidentin monierte auch die Richter, weil sie angeblich sich stets selbst schützen und nie einen Richter abgesetzt haben, was freilich nicht stimmt. Mehrere Richter sind in den letzten Jahrzehnten abgesetzt worden, wobei auch Richter mitgewirkt haben.
Maßgebende UCR-Politiker wie Ricardo Gil Lavedra und Ernesto Sanz nahmen die Gelegenheit beim Schopf, um eine Verfassungsreform schroff abzulehnen. Sie hatten schon im November ihre Parlamentskollegen überzeugt, massiv gegen diese Reform zwecks Wiederwahl in Folge öffentlich Stellung zu nehmen. Das gleiche Ziel der Regierung, auf dem Umweg einer Justizreform Stimmung zugunsten einer Verfassungsnovelle zu machen, bei welcher Gelegenheit die Wiederwahl in Folge zur Sprache kommen sollte, kommt bei Oppositionspolitikern nicht an. Regierungspolitiker der Justizialistischen Partei, die längst auf alternative Kandidaten für 2015 ohne die Präsidentin schielen, aber schweigen müssen, solange das Thema nicht endgültig vom Tisch ist, stehen in Wartestellung, bis sich das Panorama der Wiederwahl in Folge klärt. Der klammheimliche Versuch, letztere auf dem Umweg einer Justizreform kraft Verfassungsnovelle einzuschleichen, genießt derzeit nicht die Gunst der zwei Drittel aller Kongressmitglieder. Für den 2013 bevorstehenden Wahlkampf für die Erneuerung zahlloser Parlamentsmandate dürfte das Thema sicherlich von Regierungssprechern vorgetragen werden. Das Ergebnis dieser Wahlen für Senatoren und Deputierte des nationalen Kongresses wird zeigen, ob die Wiederwahl in Folge möglich sein wird oder definitiv abgeschrieben werden muss. Unterdessen mögen andere Vorwände wie jetzt die Richterreform auftauchen.
Der Vorstoß gegen die Justiz, den die Präsidentin mit ihrer Qualifizierung der Justiz als eine Korporation einleitete, veranlasste den Präsidenten des Obersten Gerichtshofs, Ricardo Lorenzetti, zur Klarstellung. Die Justiz sei keinesfalls eine Korporation, die nur ihre Interessen verteidigt, sondern eine Gewalt im Staat, die für die Einhaltung der Verfassung sorgt. Korporationen sind Feindbilder der Regierung. Gemeint sind Konzerne und Großunternehmen sowohl inländischen als auch ausländischen Kapitals. Sie beschäftigen abertausende von Mitarbeitern, stehen für Investitionen gut und tragen kraft Technologie entscheidend zum Wirtschaftswachstum bei. In der argentinischen Politik werden sie von der Regierung und ihren Sprechern als Bösewichte verunglimpft. Die Justiz spricht Recht und handelt entschieden nicht wie ein Großunternehmen.
Meinung
Waffennarren
Von Stefan Kuhn
Das Argument kommt wie ein Reflex - immer dann, wenn in den USA Menschen durch die Hand eines Amokläufers sterben. Es sind nicht die Waffen, die töten, sondern die Menschen. Ob nach Littleton, Virginia Tech oder jetzt Newtown, Vertreter der National Rifle Association (NRA), der US-Waffenlobby, sagen ihr Sprüchlein gebetsmühlenartig auf. Sie haben Angst vor einer geschäftsschädigenden Verschärfung der Waffengesetze.
Bisher war diese Angst unbegründet. Der 1791 verabschiedete 2. Zusatzartikel der US-Verfassung, der den Bürgern das Recht auf Schusswaffenbesitz garantiert, wurde nie in Frage gestellt. Zwei Drittel der US-Bevölkerung unterstützen ihn. Eine zeitlich beschränkte Verschärfung des Waffengesetzes lief 2004 aus. Sie wurde nicht verlängert. Die NRA ist mit mehr als vier Millionen Mitgliedern eine der mächtigsten Interessensvertretungen in den USA.
Das Schulmassaker von Newtown, bei dem am Freitag vergangener Woche 20 Schülerinnen und Schüler im Alter von sechs und sieben Jahren sowie sieben Erwachsene ermordet wurden, könnte allerdings eine Zäsur werden. Der Druck auf die Waffenlobby wird stärker. Der große Finanzinvestor Cerberus hat angekündigt, seine Anteile an dem Waffenproduzenten Smith&Wesson zu veräußern. Präsident Obama spricht sich für eine Verschärfung der Waffengesetze aus. Unter der US-Bevölkerung findet er dabei starke Unterstützung.
Bringen wird das freilich wenig. Natürlich ist es ein überfälliger Schritt, wenn etwa der Kauf von Sturmgewehren verboten wird. Es ist kaum nachvollziehbar, dass die Mutter des Amokläufers ein Bushmaster-Gewehr besaß, eine Waffe, die die US-Armee in Afghanistan benutzt. Auf der anderen Seite hat der Attentäter das Sturmgewehr bei seinem Amoklauf wohl nicht verwendet, sondern zwei Handfeuerwaffen. Die zu verbieten, ist in den USA schlicht unmöglich. Waffenbesitz wird dort als Grundrecht empfunden. In den Vereinigten Staaten sind über 270 Millionen Waffen in Privatbesitz. Auf 100 Bürger kommen fast 90 Schießwerkzeuge.
In anderen Staaten hat man auf vergleichbare Taten mit strengen Verschärfungen der Waffengesetze reagiert. Als 1996 im schottischen Dunblane ein Amokläufer 16 Erstklässler und deren Lehrerin erschoss, wurde der private Waffenbesitz verboten. Mehr als 400.000 Waffen wurden zurückgegeben und vernichtet. Nach einem Amoklauf in Tasmanien, bei dem 36 Menschen starben, reagierte die australische Regierung ähnlich. Auch wenn sich der Erfolg solcher Maßnahmen manchmal nur langfristig zeigt, ist die Rechnung ziemlich einfach. Weniger Zugriffsmöglichkeiten reduzieren die Zahl der Morde durch Schusswaffen.
Verhindern kann man Amokläufe dadurch allerdings nicht, da haben die NRA-Fanatiker durchaus Recht. Vor allem in den USA nicht, bei einem Arsenal von 270 Millionen Waffen. Aber auch in Deutschland, wo ein verhältnismäßig strenges Waffengesetz gilt, gab es in den letzten Jahren Amokläufe an Schulen. Erfurt (2002) und Winnenden (2009) sind noch gut in Erinnerung. An den beiden Orten kamen 33 Menschen zu Tode. Die jugendlichen Täter hatten Zugang zu „Sportwaffen“. Man kann davon ausgehen, dass das deutsche Waffengesetz einige Amokläufe verhindert hat. Gewaltfantasien haben viele Jugendliche, nur ganz wenige davon sind bereit, diese in die Tat umzusetzen. Von denen hat nur ein Bruchteil die Chance, an eine Schusswaffe zu kommen.
Auch wenn eine Verschärfung des Waffengesetzes in den USA wenig bringt, ist diese dringend notwendig. Allein, weil sie die NRA in die Schranken verweisen würde. Deren Funktionäre sind so krank, dass sie die eh schon laxen Einschränkungen der Waffengesetze für die Opferzahlen verantwortlich machen. „Wenn die (getötete) Schulleiterin eine Waffe gehabt hätte, hätte sie den Amokläufer töten können...“ Die Waffenlobby fordert tatsächlich die Bewaffnung von Lehrern und älteren Schülern. Auf so eine Idee kann eigentlich nur ein von Trauer und Wut überwältigter Halbwüchsiger kommen.
Es gibt kein Mittel, Amokläufe zu verhindern. Früherkennung wäre eines, aber wer kann schon verstehen, warum ein 20-Jähriger plötzlich kleine Kinder umbringt. Manche Schulattentäter waren stille Außenseiter, andere wollten sich rächen, weil sie gemobbt oder von der Schule verwiesen wurden, wieder andere sind Rassisten, die ihre Opfer gezielt auswählen. Fast alle sind des Lebens überdrüssig und wollen einen „großen“ Abgang. In der Regel begehen die Amokläufer Selbstmord oder lassen sich erschießen.
Man kann natürlich die Sicherheitsmaßnahmen an Schulen erhöhen. Metalldetektoren und bewaffnetes Wachpersonal sind an US-Schulen keine Seltenheit. Es ist allerdings unmöglich, jede Dorfschule in einen Hochsicherheitstrakt zu verwandeln. Es ist wichtig, Mitschüler und Eltern zu sensibilisieren, aber vielfach hat der Amokläufer auch gar nichts mit der Schule oder anderen Attentatsorten zu tun. Neu ist das Phänomen auch nicht. Der erste bekannte Schulamoklauf fand 1913 in Deutschland statt. Damals ermordete ein arbeitsloser Lehrer in Bremen in einer katholischen Schule fünf Mädchen. Neu ist allenfalls, dass heute immer häufiger Schüler, Ex-Schüler oder Studenten zu Tätern werden. Wahrscheinlich ist hier eine Hemmschwelle gefallen, das Mitgefühl oder das Gefühl für den Wert des Lebens. Das kann man wohl nur in einem langwierigen pädagogischen Prozess wieder halbwegs reparieren.
Meinung
Randglossen
Gleichzeitig mit der Ernennung mehrerer Botschafter auf Außenposten, versetzte die Regierung überraschend den Botschafter Jorge Arguello von Wa-shington nach Lissabon und ernannte die junge Wirtschaftlerin Cecilia Nahón als seine Nachfolgerin auf den Posten der entschieden wichtigsten Botschaft Argentiniens. Arguello, der vor Jahresfrist ernannt worden war, nachdem er Botschafter vor den Vereinten Nationen in New York gewesen war, hatte gute Arbeit geleistet, die Regierung vor den Attacken der Geierfonds verteidigt, aber das Pech gehabt, dass seine Regierung die Schulden der Urteile des Weltbankgerichtes nicht zahlte und deshalb Präferenzzölle in den USA einbüßte. Cecilia Nahón hört auf Vizewirtschaftsminister Axel Kiciloff und gehört der regierungsfreundlichen Organisation, genannt „La Cámpora“ an, die sich um gut bezahlte Regierungsposten kümmert. Nahón muss in Washington mit den gleichen Problemen kämpfen wie Arguello, nachdem Argentinien es fertig gebracht hat, sich als das protektionistischste Land der Welt mit Einzelbewilligungen für Importe zu profilieren.
Die Fregatte Libertad durfte Ghana verlassen, nachdem das internationale Seegericht in Hamburg sie als Kriegsschiff eingestuft hatte, das als solches nicht beschlagnahmt werden darf. Nach der siegreichen Wiederwahl des Präsidenten in Ghana war der Weg frei für die Abfahrt der Fregatte, die auf Gesuch eines Geierfonds beschlagnahmt worden war. Die argentinische Regierung frohlockte zu Recht über diesen diplomatischen Sieg nach fast dreimonatiger Beschlagnahme. Die Geierfonds, die argentinische Schuldtitel zu Spottpreisen nach der Defaulterklärung von 2001 erworben hatten und die Rückzahlung zu Pari forderten, heimsen nur Niederlagen vor Gericht ein: in New York, Brüssel, wo Diplomatengehälter von der Justiz freigegeben wurden, und in Hamburg. Bisheriger Spielstand: drei zu Null für Argentinien.
Es ist schon traurig. Viele US-Amerikaner glauben tatsächlich, dass durch Aufrüstung das Schulmassaker von Newtown hätte verhindert werden können. Bewaffnete Lehrer und Schüler... Das ist natürlich Blödsinn, der irgendwann mal mit Panzern vor der Schule endet. Erfreulich ist, dass inzwischen eine Mehrheit der Bevölkerung anders denkt. Sie befürwortet schärfere Waffengesetze. Die Waffenlobby sollte aufhören, deswegen Krokodilstränen zu vergießen. Eine Änderung des Waffengesetzes ist ein Mega-Geschäft. Allein die Angst davor wird zu Panikkäufen führen. Dieses Jahr wird mehr Schießwerkzeug unterm Weihnachtsbaum liegen als je zuvor.
Das ist der Untergang des Morgenlandes. In Saudi-Arabien gibt es eine von Frauen und Männern unterzeichnete Petition, die fordert, dass Frauen Auto fahren dürfen. Seit Afghanistan weitgehend talibanfrei ist, ist Saudi-Arabien der letzte Staat der Erde, in dem Frauen dieses Grundrecht der Mobilität verweigert wird. Die Vorteile einer Aufhebung des Verbots liegen auf der Hand. Man spart die Kosten für den Chauffeur. Es muss auch nicht immer ein männlicher Verwandter mitfahren, weil der Chauffeur ein männlicher Nicht-Verwandter ist. Zudem ist es ein versicherungstechnisches Allgemeingut, dass Frauen weniger Unfälle verursachen als Männer. Ob das allerdings für Saudi-Arabien gilt, ist zweifelhaft. Bei Vollverschleierung sind die Sichtverhältnisse am Steuer doch sehr begrenzt.
Wirtschaft
Chevron will mit YPF zusammenarbeiten
In Houston, USA, unterzeichnete Miguel Galuccio in Vertretung von YPF mit Alí Moshiri in Vertretung der US-Firma Chevron ein Abkommen, durch das sich dieses Unternehmen verpflichtet, zunächst u$s 1 Mrd. in die Entwicklung des Schiefergasabkommens “Vaca Muerta” zu investieren. Chevron soll das Exklusivrecht erhalten, um die Gebiete “Loma de la Lata Norte” und “Loma Campana” (insgesamt 290 km2), beide in Neuquen, auszubeuten. YPF übergibt der US-Firma zu diesem Zweck 50% der Konzessionsrechte in diesen Gebieten. Chevron verpflichtet sich, binnen 12 Monaten 100 Bohrungen durchzuführen. Wenn dieser Versuch erfolgreich ist, soll der Investitionsbetrag bis auf u$s 15 Mrd. steigen.
Galuccio wies auch darauf hin, dass YPF und Chevron schon in benachbarten Gebieten tätig seien, nämlich Chihuidos-Sierra Negra von YPF und El Trapial von Chevron, wo sie beabsichtigen, die “tertiäre Ausbeutung” der Erdöllager in Angriff zu nehmen. Erdöllager werden zunächst mit den traditionellen Anlagen ausgebeutet, die das Erdöl einfach an die Oberfläche pumpen, dann durch Eingabe von Wasser mit hohem Druck (“sekundäre Ausbeutung”) und schliesslich durch Eingabe von Chemikalien, die sich im unterirdischen Lager kombinieren und eine grosse Menge Gas ergeben, das Druck ausübt und erlaubt, die Restbestände auszubeuten. Diese sogenannte “tertiäre Ausbeutung” erfordert eine Technologie, über die YPF nicht verfügt. Anfang der 90er Jahre, noch vor der YPF-Privatisierung, hatte der damalige CEO José Estensoro schon US-Firmen für diesen Zweck in Mendoza verpflichtet, mit grossem Erfolg.
Die Information über dieses wichtige Abkommen ist sehr dürftig und lässt viele Fragen unbeantwortet. Angeblich soll YPF bei diesem “joint venture” etwa gleichviel wie Chevron investieren. Dieses Unternehmen trägt die Technologie bei, die für die Ausbeutung von Schiefergaslagern notwendig ist, die sehr komplex ist und über die YPF nicht verfügt. Normalerweise behalten Erdölunternehmen diese Technologie für sich und geben anderen Unternehmen keine Möglichkeit, zu erfahren, wie sie angewendet wird. Auch das müsste im Abkommen genau festgesetzt werden, damit YPF sich die Technolgie nicht aneignen kann.
Der Leiter von Chevron erklärte, dass Repsol mit diesem Abkommen nichts zu tun habe und somit das Unternehmen nicht davon abhalten könne, eine Partnerschaft mit YPF einzugehen. Repsol hatte Chevron gewarnt, dass die Endeckung des Schiefergaslagaers “Vaca Muerta” auf die direkte Mitwirkung des spanischen Mutterhauses, also Repsol, zurückzuführen sei, so dass hier Rechte von Repsol verletzt würden, abgesehen von der “illegalen” Übernahme des Aktienpaketes von Repsol bei YPF.
Etwa gleichzeitig mit diesem Abkommen bestätigte der lokale Richter Elcuj Miranda die Beschlagnahme der Aktiven von Chevron Argentina, die 40% des Vermögens betrifft. Der lokale Chevron-Präsident, David Holligan, wies darauf hin, dass die Firma sofort Berufung eingelegt habe. Es handle sich um ein betrügerisches Urteil eines Richters erster Instanz von Ecuador, das jedoch nur Chevron Corporation, USA, betreffe, und nicht die argentinische Tochter, die eine andere Rechtspersönlichkeit hat, so dass die Klage nicht auf diese ausgedehnt werden kann. Das Urteil des lokalen Richters erscheint juristisch und auch politisch merkwürdig, umso mehr als die Regierung ein grosses Interesse an der Mitarbeit von Chevron bei YPF hat, und normalerweise Einfluss auf die Richter ausübt. Solange dieses Urteil nicht aufgehoben wird, kann Chevron Argentina nicht in Argentinien investieren.
Das Abkommen erscheint eher als eine Absichtserklärung, als um eine abgeschlossene Abmachung. Galuccio sagte, jetzt müsste über die Einzelheiten verhandelt werden. Dabei taucht sofort die Frage auf, welche Sicherheit YPF und auch die Regierung Chevron geben kann, dass der von CK angekündigte Preis von u$s 7,50 je Mio BTU (gegen u$s 2,80 als normaler Preis), der noch keine gesetzliche Grundlage hat, effektiv eingehalten wird. Es ist gut möglich, dass auch Erdöllager entdeckt werden. Doch über den Preis für das Erdöl wurde auch nichts bestimmt. Ebenfalls müsste die Überweisung von Gewinnen oder Dividenden gesichert werden. Obwohl kein formelles Überweisungsverbot besteht, werden diese Überweisungen von der ZB gebremst. Einer Regierung, die viele Verpflichtungen nicht eingehalten hat, die sich aus Gesetzen, Veträgen und Justizurteilen ergeben, kann man nicht zutrauen, dass sie sich in diesem konkreten Fall ganz anders verhält.
Die logische Lösung wäre eine Garantie der Weltbanktocher MIGA (“Multilateral Investment Guarantee Agreement”), die politische Risiken versichert. Doch die Weltbank gewährt Argentinien keine neuen Kredite und dürfte kaum bereit sein, Garantien dieser Art auszustellen, zumal die Urteile der anderen Weltbanktocher, des Schiedsgerichtes ICSID (auf spanisch CIADI), bei denen Argentinien zu Zahlung verurteilt wurde, nicht erfüllt werden.
Wirtschaft
Steuerdruck ab 2000 um 63% gestiegen
Das Institut für Steueranalysen IARAF (Instituto Argentino de Análisis Fiscal) hat berechnet, dass dergesamte Steuerdruck dieses Jahr 37% des Bruttoinlandsproduktes erreichen wird, 2 Prozentpunkte mehr als 2011. Bei dieser Rechnung werden die nationalen und provinziellen Steuern, sowie die Gemeindegebühren zusammengerechnet und auf das BIP bezogen. Argentinien ist jetzt in ganz Lateinamerika das Land mit dem höchsten Steuerdruck, wobei dieser auch über dem Durchschnitt der OECD-Staaten liegt, der bei 33,4% des BIP berechnet wird.
Der Steuerdruck liegt in Argentinien somit schon auf dem Niveau von hochentwickelten Staaten, aber mit dem Unterschied, dass ein grosser Teil der Bevölkerung ausserdem für die Erziehung der Kinder aufkommt, private Gesundheitsdienste und auch private Sicherheit beansprucht, was in den bezüglich Steuerdruck vergleichbaren Staaten nicht der Fall ist. Ausserdem bietet der Staat auch bei den normalen Staatsdiensten hier weniger. Dann muss noch berücksichtigt werden, dass in Argentinien die Hinterziehung viel höher ist, als in den fortgeschrittenen Staaten, so dass der Druck für diejenigen, die die Steuern effektiv ganz oder zum allergrössten Teil, zahlen, noch viel höher ist. Schliesslich liegt das reale Einkommen pro Einwohner in den Staaten mit vergleichbarem oder höherem Steuerdruck viel höher als in Argentinien, so dass dem Steuerzahler auf alle Fälle netto viel mehr verbleibt und er die Last besser erträgt.
Die Entwicklung des Steuerdruckes war ab 2000 wie folgt:
Jahr - Insgesamt - Davon Nationalstaat (in Prozenten des BIP)
2000 - 22,4 - 14,1
2001 - 21,8 - 13,9
2002 - 20,7 - 13,6
2003 - 24,3 - 16,7
2004 - 27,3 - 19,1
2005 - 27,9 - 19,3
2006 - 28,5 - 19,3
2007 - 30,2 - 20,2
2008 - 32,0 - 21,1
2009 - 32,8 - 20,0
2010 - 33,4 - 0,6
2011 - 34,6 - 21,2
2012 - 36,5 - 21,8
Der in 12 Jahren um 63% gestiegene Steuerdruck trifft mit einer starken Zunahme des Bruttoinlandsproduktes zusammen, die zwischen 2000 (vor der Krise) und 2012 gut 60% ausmacht. In absoluten Werten (bei Pesos vom Jahr 2000) stiegen somit die Steuereinnahmen des Staates in seinen drei Stufen (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) praktisch auf das Doppelte.
Die nationalen Steuern teilen sich folgendermassen auf:
Steuer: Anteil am Gesamterlös (in %)
MwSt: 28
Soziale Sicherheit: 25
Gewinnsteuer: 20
Exportzölle: 10
Andere: 17
Der erhöhte Steuerdruck war besonders wegen der stark gestiegenen Weltmarktpreise für Getreide und Ölsaat möglich, die hohe Exportzölle erlaubten. Der Erlös dieser Zölle wird nicht mit den Provinzen geteilt, die nur bei Sojabohne einen Anteil von 30% erhalten. Ebenfalls geht von der 2001 eingeführten Schecksteuer nur 30% an die Provinzen, viel weniger als bei nationalen Steuern im Allgemeinen. Dennoch sind die Steuereinnahmen gesamthaft gestiegen, nicht nur wegen der BIP-Zunahme, sondern auch wegen der Verringerung der Hinterziehung, was direkt mit der Einführung moderner Computertechnologie zusammenhängt, die eine viel bessere Erfassung und Kontrolle der Steuerzahler erlaubt.
Bei den Provinzen teilt sich die Steuerlast folgendermassen auf:
Steuer: Anteil am Gesamterlös (in%)
Bruttoumsatzsteuer: 76
Stempelsteuer: 9
Kfz-Steuer: 8
Immobiliensteuer: 7
Die Bruttoumsatzsteuer liefert den Provinzen (einschliesslich der Stadt Buenos Aires) den weitaus grössten Teil ihrer Einnahmen. Es handelt sich um eine sehr verzerrende Steuer, da sie die gleichen Waren mehrmals erfasst, wenn sie vom Fabrikanten an einen Grossisten und von diesem an den Einzelhandel verkauft werden. Diese Steuer fördert somit die vertikale Konzentration von Unternehmen, auch wenn sie wirtschaftlich (und auch sozial) wenig Sinn hat. 1975 wurde diese Steuer abgeschafft, wobei die Provinzen einen Anteil der (erhöhten) Mehrwertsteur erhalten sollten. Das wurde jedoch schon 1976 rückgängig gemacht, da dann die MwSt. auf ein untragbar hohes Niveau hätte steigen müssen, wobei diese Steuer damals zu etwa zwei Dritteln hinterzogen wurde. Die theoretische Lösung besteht in der Umwandlung der Bruttoumsatzsteuer in einer Steuer auf den Endverkauf von Waren (wie die US-sales tax), die in Argentinien zusätzlich zur MwSt erhoben werden müsste. Doch das würde viel weniger einbringen als die bestehende Bruttoumsatzsteuer, u.a. weil besonders der Einzelhandel viel hinterzieht, besonders im Landesinneren.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,91, um 0,51% über der Vorwoche und um 13,66% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 43,15 Mrd. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.12. bei $ 4,916, zum 31.03.13 bei $ 5,146 und zum 30.06.13 bei 5,445. Der Terminkurs per Ende Oktober 2013 lag um 22,59% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca. $ 6,63 und bei Überweisungen ca. $ 6,62.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Donnerstag um ganze 9,58% und lag 16,14% über Ende 2011.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 3,49% und lagen 3,51% über Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 7,10% und lagen um 5,64% über Ende 2011. Boden 2014 stiegen um 2,08% und lagen im Laufe dieses Jahres um 22,09% im Plus. Boden 2015 nahmen zur Vorwoche 1,62% und ab Dezember um 4,13% im Plus, und Boden 2013 verloren 1,96% und verzeichnen ein Plus von 5,33% seit Jahresbeginn.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 171,77 (Vorwoche $ 175,99) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 245,38 (Vorwoche $ 251,42).
***
Das Statistische Amt (INDEC) hat für November eine Zunahme des Indices der Konsumentenpreise von 0,9% ermittelt, was für 12 Monate zum November 10,6% ergibt. Der Index der Grossistenpreise stieg im November ebenfalls 0,9%, und in 12 Monaten 13%. Der Index der Baukosten nahm im Monat um 0,5% und in 12 Monaten 25,8% zu. Bei diesem Index haben die Löhne ein entscheidendes Gewicht.
***
Die Regierung hat am Montag die Ausgaben des Nationalstaates per Notstandsdekret um $ 51,44 Mrd. erhöht. Davon werden $ 11,53 Mrd. mit Steuereinnahmen gedeckt, die das budgetäre Plansoll übersteigen, und $ 39,90 Mrd. durch Zuschüsse der ZB u.a. staatlicher Ämter. Das “echte” Defizit der Staatsfinanzen steigt somit um $ 40 Mrd., die zum kumulierten Defizit der ersten 10 Monate 2012 von $ 20,17 Mrd. hinzukommen. Für das ganze Jahr 2012 wird jetzt mit einem Defizit von $ 60 Mrd. gerechnet. Über 10% der zusätzlichen Ausgaben, die letzte Woche genehmigt wurden, entfällt auf Zinsen der Staatsschuld, die um $ 5,3 Mrd. höher als vorgesehen ausfallen. Doch auch die Subventionen werden stark erhöht, nämlich um $ 6,19 Mrd. für den Ausgleich von Importen von Erdölprodukten und Gas, $ 3,23 Mrd. für Enarsa, Yacyretá, Rio Turbio (Kohle) und Nucleoeléctrica, und $ 2,87 Mrd. für Cammesa (das den Grossistenmarkt für Strom betreibt). Auch Aerolíneas Argentinas erhält $ 596 Mio. mehr als vorgesehen.
***
Der argentinische Staat hat bei den Bonds in Pesos, die mit dem CER-Index berichtigt werden, durch die Indexfälschung des INDEC ab 2007 u$s 6,8 Mrd. gespart, hat die Consulting-Firma ABM berechnet. Die Differenz wurde auf Grund der Tatsache ermittelt, dass der Index der Konsumentenpreise des INDEC, auf dem der CER-Index aufgebaut wird, ab 2007 um durchschnittlich 8,8% pro Jahr gestiegen ist, während private Berechnungen bei 23% liegen. Es handelt sich um einen offenen Betrug an den Sparern, die vorher schon eine Kürzung von etwa 70% bei der Umschuldung hingenommen hatten.
***
Der Verkauf von landwirtschaftlichen Immobilien ist in diesem Jahr gegenüber 2011 um 70% zurückgegangen, teilt die Kammer der landwirtschaftlichen Immobilienmakler (CAIR) mit. Die wird vornehmlich auf die Hindernisse für den Dollarhandel zurückgeführt, wobei viele Landbesitzer nicht bereit sind, in Pesos zu verkaufen, noch weniger wenn es um Ratenzahlung geht.
***
Der Verkauf gebrauchter Automobile, Kleinlaster und Lastwagen ist im November innerjährlich um 9,27% zurückgegangen, und in 11 Monaten des laufenden Jahres im Vergleich zur gleichen Vorjahresperiode um 3,35%, berichtet die Kammer der Agenturen CCA. Gegenüber dem letzten Oktober sind die Verkäufe gebrauchter Kfzs um 11,1% gefallen.
***
Die Regierung erwägt, eine Rückverstaatlichung der sieben Stadtbahnlinien für Anfang kommenden Jahres durchzuführen. Noch befinden sich die 800 km an aktiven Eisenbahnlinien in der Hauptstadt und Gross Buenos Aires in den Händen der Gruppen Roggio (Metrovias) sowie Romero-EMEPA (Ferrovías). Zu den Konzessionären gehörte vor der Bahntragödie am Kopfbahnhof von Once vom 22. Februar ebenfalls die Cirigliano Gruppe (TBA), der die Konzession (Linien Sarmiento und Mitre) danach entzogen wurde. Gewerkschafter und Unternehmer wiesen darauf hin, dass das Innen- und Transportministerium angeordnet hat, 54 Waggons der Sarmiento Linie neu zu streichen. Die Waggons sollen pünktlich zum ersten Jahrestag der Tragödie fertiggestellt, und mit der Inscrift “öffentlicher Transport” versehen sein, was dahingehend gedeutet wird, dass dieser Dienst nicht wieder in Konzession vergeben wird. Aus finanzieller Sicht befinden sich die Bahnen schon jetzt so gut wie in staatlicher Hand, da der grösste Teil ihrer Betriebskosten vom Staat getragen wird. Während der Fahrgast je nach Entfernung zwischen $ 0,80 und $ 1,10 bezahlt, erhalten die Konzessionäre durchschnittlich $ 9,73 pro Passagier. Die Linie Roca verlangt vom Staat sogar einen Tarif von $ 18,60 pro Fahrgast. Der Staat ist seit letztem Oktober über die SUBE Karte auch zuständig für das Kassieren der Fahrscheine. Die Privatisierung der Vororteisenbahnen durch Konzession, die Anfang der 90er Jahre (unter Menem) erfolgte, war ein grosser Erfolg: die Waggons wurden sofort instandgesetzt und waren sauber, die Fahrpläne wurden eingehalten, und die Zahl der Passagiere nahm daraufhin bis auf das doppelte zu. Doch ab 2002 wurden die Konzessionsverträge nicht mehr eingehalten, so dass die Wartung dürftig und der Dienst qualitativ schlechter wurde. Die Konzessionen wurden im Wesen schrittweise rückgängig gemacht, da die privaten Unternehmer für immer weniger verantwortlich waren und keine Möglichkeit hatten, einen guten Dienst zu bieten, geschweige denn, zu investieren.
***
YPF hat letzte Woche Obligationen für $ 4 Mrd. ausgeschrieben, wobei der Betrag eventuell auf $ 4,5 Mrd. erhöht würde. Doch das Angebot erreichte nur $ 3,5 Mrd., von denen $ 2,2 Mrd. von der ANSeS stammten. Diese Obligationen wurden zu 6,25% verzinst, aber mit Wertberichtigung gemäss dem offiziellen Dollarkurs. Wenn gelegentlich ein Abwertungssprung eintritt, dann wird die Anlage interessant. Aber auch wenn jetzt etwas unter der internen Preiszunahme abgewertet wird, so kann die Differenz eventuell durch den festen Zinssatz ausgeglichen werden. Indessen erscheint den Sparern ein fester Zinssazt von 19%, wie er bei der vorangehenden Ausgabe von YPF-Titeln besteht, interessanter als dieser. In Bankkreisen wurde darauf hingewiesen, dass der Markt nicht flüssig genug ist, um einen so hohen Betrag kurzfristig bereitzustellen.
***
Präsidentin Cristina Kirchner hat ein neues Kontingent für Bankkredite zu 1% (ohne Wertberichtigung) auf bis zu 5 Jahren angekündigt. Anfang 2013 müssten die Banken weitere 5% auf ihre Depositen an kleine und mittlere Unternehmen für Investitionen und Arbeitskapital ausleihen. Das würde um die $ 17 Mrd. ausmachen. Für die Banken ist dies ein schlechtes Geschäft, da sie normalerweise höhere Zinsen fordern und kurzfristig leihen, wobei die Erneuerung von Krediten auch mit Gebühren verbunden ist. Die Banken werden von der Regierung immer mehr als “öffentliche Dienste” angesehen, die sich an Regierungsbestimmungen zu halten haben.
***
Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat ermittelt, dass das Bruttoinlandsprodukt im November 2012 um 0,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 0,3% über Oktober 2012 lag. Der interanuelle Rückgang wurde besonders durch ein Minus der Industrie von 0,5% beeinflusst. In 11 Monaten 2012 lag die Industrieproduktion um 1,8% unter dem Vorjahr. Wenn man berücksichtigt, dass die Bautätigkeit rückläufig ist und die Gesamternte von Getreide und Ölsaat dieses Jahr um 10% unter 2011 liegt, ist es logisch, dass das BIP im besten Fall nur minimal zunimmt. Denn auch viele Dienstleistungen sind an die Entwicklung von Industrie, Landwirtschaft und Bautätigkeit gebunden. Dennoch weist Ferreres darauf hin, dass die finanzielle Vermittlungstätigkeit (Banken, Finanzanstalten, Börse u.a.) im November um 14,2% über dem Vorjahr lag.
***
Die Gewerkschaft der Erdölarbeiter der Provinz Santa Cruz hat den angekündigten Streik rückgängig gemacht, nachdem das nationale Arbeitsministerium die obligatorische Schlichtung (“conciliación obligatoria”) verfügt hat, die eine Frist festsetzt, während der nicht gestreikt werden darf, aber auch keine Entlassungen verfügt werden können. Die Gewerkschaft protestiert gegen Entlassungen, fordert aber auch eine Lohnerhöhung. Die Löhne gehören in diesem Fall bei Weitem zu den höchsten des ganzen Landes. Gleichzeitig hat die Provinzregierung im Kongress ein Gesetzesprojekt eingebracht, das eine Verhandlung mit den Erdölgesellschaften über Änderung der Konzessionsbedingungen vorsieht. Angeblich sollen dabei auch Entlassungen verhindert werden.
***
Um 17,5% gingen im November die Immobiliengeschäfte in der Provinz Buenos Aires zurück, berichtet der Verband der Notare in La Plata. Insgesamt wurden 13.283 Übertragungen für einen Gesamtwert von $ 675 Mio. eingetragen, ein Minus von 21,5% gegenüber November 2011.
***
Nach der Ankündigung von Petrobras, sich von bestimmten Tätigkeiten in Argentinien trennen zu wollen, hat YPF sein Interesse an das Netz von über 300 Tankstellen sowie an der Raffinerie in Bahía Blanca bekundet. Petrobras verabschiedet sich vom sogenannten “downstream” (Raffinerie und Vertrieb), behält aber das “upstream”( Forschung, Förderung und Transport von Rohöl). Ein weiterer Interessent ist der Unternehmer Cristóbal López, Besitzer von Erdölunternehmen Oil. Letztes Jahr hatte López von Petrobras die Raffinerie in San Lorenzo, sowie einige Tankstellen für insgesamt $ 110 Mio. übernommen.
***
Argentinien würde ihr Länderrisiko deutlich verbessern, das zu den weltweit höchsten zählt, wenn die Statistiken glaubhaft wären, sagte am Montag die Chefin des Internationalen Währungsfonds, Christine Lagarde. Der IWF hat am Montag unter den 22 Direktoriumsmitgliedern einen offenbar sehr kritischer Bericht über den Umgang mit den Statistiken verteilt. Dieser soll erst gegen Ende Januar intern debattiert werden. Es wird damit gerechnet, dass der IWF dem Land eine “rote Karte” in Form eines Misstrauensantrags zeigen wird.
***
Nicht mehr als 2 Mio. Tonnen dürfen im Januar und Februar die Weizenexporte übersteigen. Dies ordnete Binnenstaatssekretär Guillermo Moreno am letzten Montag an. Im März soll erneut über Exportquoten anhand von Informationen der Landwirte und Exporteure über ihre zum jeweiligen Zeitpunkt angehäuften Getreidemengen neu entschieden werden. Die von Moreno angekündigte Massnahme bedeutet in der Praxis ein Schritt zurück gegenüber des von ihm selbst erarbeiteten Schemas, welches im vergangenen Juni bekannt gegeben wurde. Damals hatte Moreno 6 Mio. t für den Export freigegeben, was die Exporteure dazu veranlasste, 4,5 Mio. t einzukaufen. Es wurden Genehmigungen für 5 Mio. t erteilt. Auf diese Menge wird nun ein Schnitt von 20% erfolgen. Somit wird man an die 4 Mio. t exportieren dürfen.
***
Die Kammer der Fleischverarbeitenden Industrie und des Fleischhandels (Cicra) fordert eine Rückerstattung für den Export von 5%, die seit 2005 vom damaligen Wirtschaftsminister Roberto Lavagna aufgehoben wurde. Im gleichen Jahr wurde ebenfalls der Exportzoll von 5% auf 15% erhöht. Ein Jahr später wurde der Fleischhandel massiv von Binnenhandelsstaatsekretär Guillermo Moreno interveniert mit dem Ergebnis, dass die Ausfuhren stark zurückgingen und 12 Mio. Rinderköpfe verlorengingen. Nach Auskunft der Cicra wurden in den ersten 10 Monaten nur 153.156 t Rindfleisch mit Knochen (100.907 t wenn man das Bruttogewicht zu Grunde legt) exportiert, 28,7% unter der gleichen Vorjahresperiode. In Dollarwerten wurde in 10 Monaten 2012 23,2% weniger als im Vorjahr exportiert: u$s 830 Mio. im 2012 gegenüber u$s 1,08 Mrd. Trotz der schlechten Nachrichten gibt es einige Lichtblicke: so wurden in diesem Jahr 5,5% mehr Rinder als im Vorjahr geschlachtet. Die Produktion von Fleisch mit Knochen ist um 2,14 t gestiegen, und der Konsum liegt aktuell bei 58 Kilo pro Kopf, eine Besserung von 6,1% seit Jahresanfang.
***
Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (Indec), benannt EMI (“Estimador Mensual Industrial”), verzeichnet für November einen interanuellen Rückgang von 1,4%, womit die ersten 11 Monate 2012 um 0,9% unter dem Vorjahr liegen. Die Zunahme von 2,2% im Oktober war eine Eintagsfliege. Beim Vergleich mit November 2011 fällt der Rückgang von Milchprodukten von 14,4% und von Mehl und pflanzlichem Öl um 19,2% ins Gewicht. Hier spielt der Rückgang der Ernte von Getreide und Ölsaat ein entscheidende Rolle. Doch auch die Kfz-Industrie verzeichnet einen interanuellen Rückkgang von 7,1% und die von Rohstahl einen von 19,4%. Diese Rückgänge wurden jedoch zum grössten Teil durch Zunahmen bei industriellen Branchen ausgeglichen, die durch den Ausfall der Importkonkurrenz begünstigt wurden.
***
Durch Beschluss 3417/12 der AFIP wurde bestimmt, dass bei folgenden Devisenüberweisungen eine Genehmigung der AFIP eingeholt werden muss: 1. Gewinne und Dividenden; 2. Zahlung finanzieller Schulden, die durch den Kauf von Waren entstanden sind, die an Drittländer geliefert wurden; 3. Zinsen auf Schulden; 4. Ausgaben wegen Entsendung von Paketen von bis zu 50 kg per Flugzeug, deren Wert u$s 1.000 nicht übertrifft.
***
Die staatlichen Luftfahrtunternehmen Aerolíneas Argentinas und Austral werden dieses Jahr einen Verlust von etwa einer Milliarde Dollar ausweisen, u$s 2,7 Mio. pro Tag. Es ist der höchste Verlust in 21 Jahren. Seit der Verstaatlichung im Juli 2008 wurde schon ein Verlust von fast u$s 3,5 Mrd. angesammelt.
***
Die Stadt Buenos Aires hat u$s 85 Mio. an Schuldverschreibungen platziert. Das Interesse der Investoren für dieses Papier mit einer festen Verzinsung von 6,75% zuzüglich der Abwertungsrate zum offiziellen Wechselkurs, überstieg um fast das doppelte die angebotene Summe. Die Papiere lauten auf Pesos aber werden unter der Modalität “dollar linked” gehandelt.
***
Unter den Immobilienmaklern überwiegt der Pessimismus für kommendes Jahr. Eine Umfrage der Gruppe Construya ergab, dass 60% der Makler davon ausgeht, dass die Aktivitäten im kommenden Jahr gleich schlecht oder noch schlechter als 2012 ausfallen wird. An der Umfrage haben sich 470 Vertreter aus dem Immobiliensektor beteiligt.
***
Das Fischverarbeitungsunternehmen Conarpesa, mit Betrieb in Puerto Madryn, Provinz Chubut, schliesst wegen hoher Verluste (angeblich $ 1,5 Mio. pro Monat) und entlässt ihre 115 Mitarbeiter. Die Massnahme sei definitiv, sagte ihr Vorsitzender Fernando Alvarez Castellano. Die Firma hatte schon vorher Konkurs gemeldet.
***
Um 10,7% innerjährlich ist im 3. Quartal 2012 der Verkauf von Elektrogeräten gestiegen, berichtet das Statistikamt INDEC. Befragt wurden 100 Fabrikanten und Betreiber von 1123 Verkaufslokalen.
***
Auf der Autobahn Buenos Aires-La Plata gelten seit Mittwoch neue Mautgebühren. So muss jetzt an beide Zahlstellen statt wie bisher $ 2,20 nunmehr $ 3,50, bzw. $ 5 in den Stosszeiten bezahlt werden. Die Erhöhung wurde von der Berufungskammer der Provinzhauptstadt La Plata genehmigt. Seit April waren die Tarife für diese Autobahn, die unmittelbar von der Provinzregierung für die nächsten 30 Jahre verwaltet wird, eingefroren.
***
Die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer, geleitet von Hugo Moyano, hat mit den Unternehmern der Branche eine einmalige Lohnzulagen von $ 1.850 vereinbart, von der $ 650 im Februar und $ 600 jeweils im April und Mai gezahlt werden. Ursprünglich hatte die Gewerkschaft $ 4.000 gefordert. Ähnliche Sonderzahlungen waren schon den Arbeitern der Erdölwirtschaft und den Bankangestellten zugestanden worden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Beim grössten brasilianischem Flachstahlhersteller, Usiminas, wird spanisch gesprochen. Nachdem sich die argentinische Techint letztes Jahr an Usiminas beteiligt hat, wurden 23 hochrangige Beamte des argentinischen Unternehmens verpflichtet. Der CEO Julian Eguren ist ebenfalls Argentinier. Der Fall zeigt erneut, dass Argentinien über gut ausgebildete Fachleute verfügt, während diese in Brasilien eher knapp sind.
***
In Uruguay hat der Kongress ein Gesetz verabschiedet, durch das das argentinische Steueramt Zugang zur Information über Bankonten von Personen erhält, die in Argentinien wohnhaft sind. In urugayischen Bankkreisen wird befürchtet, dass dies zu einer Abhebung von Depositen bei lokalen Banken führen werde, da die betroffenen Sparer nicht mehr den Schutz des Bankgeheimnisses geniessen und somit in Steuerparadiese flüchten würden.
***
Geschäftsnachrichten
Ultrapetrol
Dieses Schifffahrtsunternehmen, das auch seit zwei Jahren eine Werft in Punta Alvear, Provinz Santa Fé, betreibt (die u$s 50 Mio. gekostet hat), hat 18 flache Flussschiffe (“barcazas”) für u$s 25 Mio. an Kolumbien geliefert. Diese Schiffe sind 60 m lang und 60 m breit, und haben eine Kapazität für 2.500 cbm Ladung. 8 Schiffe sind für den Transport von trockener Fracht bestimmt, und 10 für den Transport von Erdölprodukten und pflanzliche Öle. Im März hatte Ultrapetrol schon 19 Schiffe dieser Art für u$s 18 Mio. an Kolumbien geliefert. Bisher hat diese Werft schon Schiffe und Schlepper für u$s 300 Mio. geliefert, wobei der grösste Teil für die Schifffahrt auf dem Paraná-Fluss bestimmt war.
Siemens
Der Hauptsitz von Siemens Argentina ab 1953, an der Diagonal Norte und Bolivar, wurde für $ 8,5 Mio. an die Stadt Buenos Aires verkauft, die dort den städtischen Richterrat unterbringen wird, der bisher seine Tätigkeit in vier verschiedenen Büros abwickelt.
Techint
Paolo Rocca, Leiter des Techint-Konzerns, gab bekannt, dass die Gruppe 2013 insgesamt u$s 600 Mio. investieren werde, was einen Rekord darstelle. Techint ist über Siderar der weitaus grösste lokale Produzent von Stahl, Rundeisen, Bandeisen und Blechen im Land, und betreibt über Siderca ein grosses Werk nahtloser Röhren. Der Konzern betreibt auch andere Tätigkeiten, besonders öffentliche Bauten, und hat zahlreiche Fabriken in anderen Ländern. Rocca wies auf die Notwendigkeit hin, die Konkurrenzfähigkeit in Argentinien und auch in Brasilien zurück zu erhalten, wies auf die hohen Kosten für menschliche Arbeit und bestimmte Dienstleistungen hin, und forderte eine höhere Produktivität. Beiläufig bezog er sich auf China. Jenes Land habe gewiss zum Wachstum der Weltwirtschaft beigetragen, könne jedoch auch ein wichtiges Hindernis für die Industrialisierung von Ländern wie Argentinien werden. Die chinesischen Staatsunternehmen bezögen Subventionen und handelten ausserhalb der wirtschaftlichen Regeln, die in der westlichen Welt gelten.
Lesaffre
Diese Gruppe beendete eine Investition über u$s 1,5 Mio. für die Modernisierung und Erweiterung ihres Hefewerks in Virrey del Pino. Lesaffre produziert in Argentinien seit 1995, und hat seitdem über u$s 100 Mio. investiert.
Metalsur Carrocerías
Dieses Unternehmen, das sich in der Fabrikation von Karosserien für Omnibusse spezialisiert, ging in neue Hände über. Metalpar aus Chile und Marcopolo aus Brasilien übernahmen 51% der Firma im Rahmen eines Investitionsplanes über u$s 9 Mio. Metalsur zählt bereits über ein Werk in Villa Gobernador Galvez, in der Provinz Santa Fe. Dort werden monatlich 14 bis 18 doppelstöckige Karosserien gebaut.
Edelap
Dieses Unternehmen, das Strom in La Pata und Umgebung vertreibt, weihte eine neue Transformationsstation von 40 MW in der Nähe von La Plata ein, die eine Investition von $ 37 Mio. darstellt. Dadurch sollen weitere 40.000 Haushalte mit Strom beliefert werden, was zu einer Entlastung der bestgehenden Stationen führen wird. Es handelt sich um die erste Station, die seit 1984 in der Region gebaut wurde. Edelap wird von Alejandro Macfarlane kontrolliert, dem ehemaligen Vorsitzenden von Edenor.
Litium Americas
Dieses kanadische Bergbauunternehmen kündigte Investitionen über fast u$s 3 Mrd. für die Förderung von Lithiumkarbonat in der Provinz Jujuy an. Das Projekt nennt sich Caucharí-Olaroz, befindet sich in der Gemeinde Susques, und sieht zwei Etappen vor, von je 20.000 t Lithiumkarbonat. Nach offiziellen Schätzungen könnte die erste Phase bereits 2015 beendet sein; mit der zweiten könnte man nicht vor 2018 beginnen. Das Gros der Produktion soll für den Export bestimmt sein. Nach ersten Hochrechnungen könnte dieses Bergwerk 2016 9,2% und 2020 14% des weltweiten Bedarfes decken. Das Unternehmen verpflichtet sich, der Provinz Jujuy 5% der jährlichen Lithiumproduktion oder anderer Mineralien zur Verfügung zu stellen, zwecks Ansiedlung weiterer Industrien. Lithium ist gegenwärtig weltweit sehr gefragt, weil es für die Herstellung hoch leistungsfähiger Batterien verwendet wird, die besonders für elektrisch angetriebe Automobile eingesetzt werden.
Audi
Die Automarke mit den fünf Ringen stellte kürzlich die Modellreihe Q5 vor. Breit angelegte Heckleuchten verleihen dem Wagen einen deutlichen Akzent. Eine dreidimensional gestaltete Motorhaube des Audi Q5 strahlt Sportlichkeit und Eleganz aus. Und sein Auftritt zeigt Präsenz: Mit einer Fahrzeuglänge von 4.629 mm und einer Breite von 1.898 mm zieht er Blicke auf sich. Bei der FSI®-Technologie, die im Audi Q5 zum Einsatz kommt, wird der Kraftstoff direkt in den Brennraum gespritzt und fein zerstäubt. So kann das Benzin auf die Millisekunde – quasi tröpfchengenau – abgerufen werden, wenn der Motor es verlangt. Das bedeutet eine bessere Ausnutzung des Kraftstoffs und ermöglicht im Endeffekt einen geringeren Verbrauch. Auch der Audi A1 Sportback wurde vorgestellt. Fünf Türen, eine umgreifende Heckklappe, auf Wunsch attraktive LED-Heckleuchten - ein schönes und dynamisches Auto für Individualisten, mit einer Motorisierung zwischen 122 PS und 185 PS.
Wirtschaftsübersicht
Die Zukunft ist schon da
In den letzten Jahren haben Regierungssprecher, angefangen mit Präsidentin Cristina Kirchner selbst, den Kritiken der Fachwirtschaftwirtschafter stets mit dem Argument gekontert, dass das Bruttoinlandsprodukt dank ihrer Wirtschaftspolitik stark gewachsen sei und dabei direkt oder unterschwellig die These vertreten, dass dies so weitergehen werde. Effektiv war das BIP ab 2002 stark gestiegen, mit Ausnahme von 2009, so dass es jetzt fast doppelt so hoch sein dürfte wie damals. Doch das hat wenig mit dem “Kirchner-Modell” zu tun, sondern es ist auf äusserst günstige Umstände zurückzuführen (die wir an dieser Stelle mehrmals aufgeführt haben), ebenfalls auf den niedrigen Ausgangspunkt und auf den brutalen Kapitalverzehr (Erdöl- und Gasreserven, Rinderbestand, Verschleiss und ungenügende Instandhaltung bei öffentlichen Diensten, u.s.w.). Die Erbschaft wurde verbraucht, was ein schönes Leben erlaubte; aber jetzt ist sie eben weg, und man muss sich bemühen, das Vermögen wieder aufzubauen. Plötzlich ist die Zukunft eingetreten, die die Regierung als Kassandrarufe abgetan hat. Die Konsequenzen einer Politik, die darauf ausgerichtet war, kurzfristige Vorteile auf Kosten langfristiger Nachteile zu erzielen, die nicht zur Kennntnis genommen wurden, sind in letzter Zeit überall aufgetreten.
Nebenbei bemerkt: man sollte die offiziellen BIP-Zahlen nicht unbedingt für richtig halten. Nachdem etwa zwei Drittel des BIP auf Dienstleistungen entfallen, und die Staatsausgaben einfach zum BIP addiert werden, auch wenn sie grossen Teils aufgebläht oder unnötig sind, besteht ein grosser Spielraum für Manipulation. Dass die fast eine Million zusätzlichen Staatsangestellten (in der drei Stufen, Nation, Provinzen und Gemeinden) einfach zum BIP addiert werden, obwohl sie überhaupt keinen Beitrag zum Wohlstand leisten, wirft zumindest ein Fragezeichen auf. Bei der internationalen Methodologie der BIP-Berechnung werden die Staatsausgaben eben einfach addiert. Einer Regierung, die sich nicht schämt, den Index der Konsumentenpreise grob zu fälschen, kann man gewiss auch zumuten, dass sie die BIP-Berechnung manipuliert, umso mehr als sich dies viel schwieriger nachweisen lässt. Auch die BIP-Entwicklung ist ein Politikum, und das ist der Präsidentin und ihrer Mannschaft klar bewusst.
Jetzt wächst das BIP auf alle Fälle, wenn überhaupt, nur noch wenig, und die Probleme, auf die die kritischen Wirtschaftler hingewiesen haben, tauchen alle mit voller Wucht auf. Der Deputierte (für die Regierungspartei) Roberto Felleti, der bis Dezember 2011 Vizewirtschaftsminister war (unter Amado Boudou als Minister), erklärte unlängst im Fernsehen, das BIP werde dieses Jahr um 3% und nächstes um 5% wachsen. Ersteres stimmt in keiner Weise, und das zweite dürfte sich als Phantasie entpuppen. Die Widerlegung der Kritiker durch das faktische Wachstumsargument funktioniert eben nicht mehr. Für dieses Jahr dürfte das Wachstum gemäss seriösen Schatzungen um 1% liegen, eventuell bis zu 2%, und für nächstes Jahr dürfte es ähnlich sein. Einige Optimisten unter der Gemeinschaft der profesionellen Wirtschafter tippen für 2013 sogar auf 3% bis 4%. Sie irren gewaltig. Diejenigen, die schon für das zweite Halbjahr 2012 einen Aufschwung vorgesehen hatten, wurden durch die Wirklichkeit Lügen gestraft. Jetzt haben sie die Prognose auf 2013 verschoben, und es dürfte ihnen dabei nicht besser gehen.
Noch vor einigen Monaten hatte der Experte Gustavo Lopez eine Gesamternte von Getreide und Ölsaat für die Periode 2012/13 von 112 Mio. t anvisiert. Das wären 22 Mio. t mehr als 1011/12 gewesen, als nur nur 90 Mio. t erreicht wurden. Das Plus stellte zwischen u$s 8 und u$s 10 Mrd. mehr dar, wobei dies eine starke Breitenwirkung hat, auf Transport, Hafentätigkeiten, Ölfabriken, Handel, Verkauf von Landmaschinen u.a. Produkten und allerlei Dienstleistungen. Auf dieser Basis konnte man somit mit einer BIP-Zunahme von 4% rechnen, dies umso mehr als das Wachstum nach einem Stagnationsjahr einfacher ist.
Doch die hohen Regenfälle und die Überschwemungen haben die Aussichten geändert. Gustavo Lopez ging zunächst auf 104 Mio. t runter, und jetzt rechnen Experten mit etwa 100 Mio. t. Der Schaden war sehr gross, wobei die Aussaat bei Mais und Sojabohne sehr verspätet wurde, was mit niedrigeren Erträgen verbunden ist. Auf der anderen Seite muss man berücksichtigen, dass die hohen Regenfälle, die im ganzen Land einsetzten, in Grenzgebieten ein Segen sind. Wenn es in einer Gegend, in der es normalerweise 500 mm pro Jahr sind, jetzt 1.500 mm sind, dann wird mehr gesät, und die Erträge steigen stark. Doch das gleicht den Verlust in der zentralen Getreidegegend nicht aus.
Allein, auch 100 Mio. t wären 10 Mio. mehr als im Vorjahr, was zwischen u$s 4 bis u$s 5 Mrd. mehr darstellt. Doch diese Ernte wäre etwa gleich hoch wie die von 2010/11. Das viele Wasser schadet auch den Viehweiden und somit der Rinderwirtschaft. Bei anderen Kulturen, wie Baumwolle, Zuckerrohr, Tabak, Weintrauben, Yerba Mate u.a., auch bei der Forstwirtschaft, hat der Regen eher einen günstigen Einfluss, so dass man mit einer höheren Produktion rechnen kann.
Allein, die Wirkung einer gesamthaft höheren Produktion der Landwirtschaft wird durch viele andere Faktoren zurückgeschraubt. Es ist zu viel Sand ins Getriebe geschüttet worden. Halten wir fest:
1. Die Energiebilanz wird 2013 noch negativer ausfallen als 2012, was die Zahlungsbilanz und auch die Staatsfinanzen belastet und die Regierung zu Restriktionen beim Import führt, die die Wirtschaft bremsen.
2. Der Wechselkurs wird voraussichtlich noch weiter zurückbleiben, was die Exporte, besonders von Industriegütern und sogenannten “regionalen” landwirtschaftlichen Produkten (Obst, Baumwolle u.s.w.), hemmt. Dies wirkt sich auf auch auf den Einreisetourimus aus: die Zahl der Touristen lag in 10 Monaten 2012 um 3,7% unter dem Vorjahr, obwohl der weltweite Touristenstrom um 4% gestiegen ist. Und 2013 dürfte die Entwicklung in die gleiche Richtung weitergehen, weil Argentinien in Dollar berechnet noch teurer wird. Man kann vorwegnehmen, dass die internen Preise weiter um die 25% jährlich zunehmen. Einige Wirtschafter, wie Ricardo Lopez Murphy und Roberto Lavagna (beide ehemalige Wirtschaftsminister), rechnen sogar mit mehr, u.a. weil die Regierung in einem Wahljahr schwächer ist. Auch wenn es “nur” 20% wären, würde die interne Preiszunahme weit über der Abwertung des Peso gegenüber dem Dollar liegen, auch wenn jetzt etwas stärker abgewertet wird. Das schafft ein zunehmendes Problem, wobei dann mit einem unmittelbaren Abwertungssprung gerechnet und entsprechend gehandelt wird. In dieser Beziehung hat die argentinische Gesellschaft eine vielfache Erfahrung, die ausserdem lehrt, dass die Perioden vor der Kurskorrektur rezessiv sind. Dies wirkt immer mehr wie die selbsterfüllte Prophezeiung, bei der Handlungen hervorgerufen werden, die das Ergebnis vorwegnehmen und dabei dazu beitragen, dass sich die Entwicklung beschleunigt. Die zuständigen Regierungsbeamten haben nicht die geringste Ahnung, wie sie dem Problem begegnen sollen. Sie verneinen es einfach, oder meinen es mit zunehmenden Kontrollen im Griff halten zu können, und das macht den Fall noch schlimmer.
3. Die Zahlungsbilanz gerät zunehmend unter Druck, weil kein frisches Geld ins Land fliesst. Die Weltbank gewährt Argentinien keine neuen Kredite, und bei der Interamerikanischen Entwicklungsbank lagen die Auszahlungen von Krediten in den letzten Jahren unter den Amortisationen der schon gewährten. Kredite von Handelsbanken gibt es kaum. Und Kapitalinvestitionen aus dem Ausland noch weniger. Die Regierung scheint sich nicht darüber bewusst zu sein, dass sich Argentinien immer noch im Defaultzustand befindet, und es ist keine Strategie bekannt, um das Problem mit den Geierfonds zu lösen. Und es muss gelöst werden, um den Defaultzustand zu überwinden, der mit zunehmenden Unannehmlichkeiten verbunden ist, die sich störend auf die argentinische Wirtschaft auswirken. Gleichzeitig zahlt die Regierung Amortisationen bestehender Schulden plus Zinsen mit ZB-Reserven, die somit stark zurückgehen, was gelegentlich kritisch wird. Zahlungsbilanzkrisen führen in Argentinien erfahrungsgemäss zu Rezessionen.
4. Die Liquidität wird für die Privatwirtschaft abnehmen. Einmal muss die ZB dem Schatzamt immer mehr Mittel bereitstellen. Zum 30. November waren es schon $ 103,28 Mrd., etwa doppelt so viel wie ein Jahr zuvor. Die ZB kann bei dieser starken durch den Staat bedingten monetären Expansion nicht noch eine Expansion über die Banken (durch Verringerung der Mindestreserven oder direkte Zuschüsse) verfügen. Ohnehin steigt die Geldmenge (benannt “monetäre Basis”, gleich Banknoten um Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) schon zu fast 40% jährlich, was die Inflation anheizt.
5. Bezüglich Liquidität kommt jetzt noch hinzu, dass auch die Banco Nación und provinzeigene Banken die Finanzierung an den Staat erhöhen, und dass sich YPF über den lokalen Finanzmarkt finanziert, Zinsen von 19% bietet (weit mehr als die Banken normalerweise für Fristdepositen zahlen) und somit den Banken Spargelder entzieht, was auf Kosten der Kredite für die anderen Kunden geht. YPF hat zunächst Obligationen für $ 50 Mio. aufgenommen, dann für weitere $ 100 Mio, und gleich danach für $ 3,5 Mrd. Ab 12. September hätte YPF dann insgesamt $ 9 Mrd aufgenommen. Der lokale Finanzmarkt wird dadurch ausgetrocknet, wobei sich dies auch zinserhöhend auswirkt. Wenn die Kreditpolitk jetzt notgedrungen restriktiver wird, so wirkt sich das auch auf die Konjunktur aus.
6. Beiläufig sei bemerkt, dass das Bankensystem ohnehin von einer massiven Depositenabhebung bedroht ist (einem sogenannten “run”), weil die Zinsen weit unter der Inflation liegen und die Sparer gelegentlich nicht mehr bereit sind, den Inflationsverlust zu ertragen, besonders wenn sie einen Inflations- und Abwertungssprung befürchten. Vorläufig erscheint den meisten Sparern der Kauf von Dollar zum Schwarzkurs schwierig und zu teuer. Das ändert sich jedoch gelegentlich. Und dann kommt es zu einer chaotischen Situation. Dieses Damoklesschwert schwebt über uns.
Schliesslich hat sich auch die politische Stimmung radikal geändert. Die Präsidentin streitet sich jetzt auch mit dem Obersten Gerichtshof und vielen Richtern, was keine Kleinigkeit ist. Etwa zwei Millionen Menschen sind am 8. November fast im ganzen Land auf die Strasse gegangen, um friedlich gegen Unsicherheit und Gewalt, Inflation (lies: realer Einkommensverlust), Arbeitslosigkeit, Korruption u.a. Dinge zu protestieren. Die 54%, mit denen CK am Oktober 2011 wiedergewählt wurde, sind stark geschrumpft, und immer mehr Menschen halten CK und ihre Mannschaft für unfähig, die Lage zu meistern. Was CK in ihren vielen öffentlichen Auftritten erzählt, klingt immer wirklichkeitsfremder und vermittelt bei ihr den Endruck von Mythomanie, d.h, dass sie selber das Märchen glaubt, das sie uns erzählt. All dies wirkt entschieden negativ auf wirtschaftliche Entscheidungen, sowohl von Unternehmern wie von Konsumenten und Sparern, wobei dabei auch Investitionsprojekte, grosse und kleine, hinausgeschoben werden. Denn man will sehen, wie dies weitergeht, und befürchtet, es könne noch schlimmer werden.
Wirtschaftsübersicht
Atucha II: ein absurd teures Kernkraftwerk
Planungsminister Julio de Vido besuchte Ende der Vorwoche das immer noch nicht fertige Atomkraftwerke Atucha II, das in der Nähe von Zárate, Provinz Buenos Aires, neben dem ersten Kernkraftwerk Argentiniens liegt. Dieses Kraftwerk hat eine Kapazität von 745 MW und soll mit 4% zur Stromversorgung des Landes beitragen.
Atucha II wurde 1981 in Angriff genommen und sollte 1987 fertig sein. Doch dann kam die grosse Finanzkrise der 80er Jahre, und der Bau wurde stark verzögert. 1994 wurden die Arbeiten ganz eingestellt, weil damals dank der Privatisierung der grossen Wärmekraftwerke in der Stadt Buenos Aires und der Wasserkraftwerke am Limay-Fluss, in Rio Negro und Neuquén, und danach durch Yacyretá, ein bedeutender Angebotsüberschuss bei Strom entstand, so dass es keinen Sinn hatte, knappe staatliche Mittel für diesen Zweck einzusetzen. Man überlegte sich damals, ob es überhaupt Sinn habe, das Werk fertigzustellen, da die Kosten für die Fertigstellung eventuell höher ausfallen würden, als für neue Wärmekraftwerke mit der gleichen Leistung des ganzen Kernkraftwerkes. Schliesslich war es effektiv so.
2004, als der Kapazitätsüberschuss der gesamten Kraftwerke des Landes fast ganz aufgebraucht war und wieder an Expansion gedacht wurde, beschloss die Regierung (von Präsident Néstor Kirchner) das Werk fertigzustellen, was etwa u$s 700 Mio. kosten sollte. Doch inzwischen sind schon laut de Vido $ 13 Mrd. (gleich u$s 2,7 Mrd.) investiert worden, und 2013 sollen weitere $ 1,3 Mrd. (gleich u$s 250 Mrd.) investiert werden, damit das Werk Mitte 2013, mit drei Jahren Verspätung gegenüber dem ursprünglichen Plan von 2004, in Betrieb gesetzt wird und dem Verbundnetz Strom liefern kann. Im Oktober 2011 hatte Präsidentin Cristina Kirchner das Werk formell eingeweiht; aber es war noch lange nicht fertig. Damals hiess es dann, Mitte 2012 sollte es in Gang gesetzt werden. Doch auch das musste um ein Jahr hinausgeschoben werden. Offensichtlich hapert es hier bei der Planung.
Wenn man die etwa u$s 3 Mrd., die in Atucha II ab 2004 investiert wurden (und noch werden) mit dem schon investierten Betrag zusammenzählt, gelangt man auf fast u$s 7 Mrd. Wenn man Zinsen auf das schon investierte Kapital hinzufügt, gelangt man auf einen Betrag von einer Grössenordnung von u$s 10 Mrd., was für ein Werk von 745 MW heller Wahnsinn ist. Es ist auf alle Fälle über das Zehnfache des ursprünglichen Kostenvoranschlages! Es war eine immense Vergeudung öffentlicher Mittel.
Der Reaktor von Atucha II wurde der Kraftwerksunion (KWU), eine Tochtergesellschaft der deutschen Siemens, in Auftrag gegeben, die den ersten Teil des Werkes errichtete und zahlreiche Teile lieferte, die dann gelagert wurden. Siemens hatte das erste argentinische Kernkraftwerke Atucha I gebaut, das 1968 begonnen und zwei Jahre später in Betrieb genommen wurde, und bis heute gut funktioniert, wobei es schon mehrmals überholt wurde. Jenes Werk kostete um die u$s 350 Mio., hatte jedoch etwa die halbe Kapazität von Atucha II. Auch wenn man berücksichtigt, das sich der Bau von Kernkraftwerken auf der ganzen Welt in den letzten 40 Jahren real in Dollar verteuert hat, u.a. wegen erhöhter Sicherheitsvorkehrungen, sollte dieses Atomkraftwerk um die u$s 1 Mrd. kosten. Nebenbei bemerkt: als die Arbeit 2004 wieder aufgenommen wurde, war Siemens aus dem Kernkraftgeschäft ausgestiegen. Dennoch hat das Unternehmen der argentinischen Behörde Nucleoeléctrica, die mit der Fertigstellung betraut wurde, geholfen und auf Fachleute zurückgegriffen, die ab 1981 am Bau beteiligt waren. Das hat wesentlich dazu beigetragen, dass die Arbeiten wieder aufgenommen werden konnten. Für die grosse Verzögerung der Fertigstellung, und für die auffallende Ineffizienz von Nucleoeléctrica, ist Siemens jedoch nicht verantwortlich. Argentinische Staatsunternehmen sind eben eine Kalamität, und das ist auch hier zum Vorschein gekommen.
Minister de Vido betonte, dass die Inbetrtiebnahme von Atucha II dazu beitragen werde, Gas und Erdöl zu sparen. Das ist gegenwärtig wichtig, da die lokale Produktion in beiden Fällen nicht ausreicht, um den internen Bedarf zu decken, und importiert werden muss, zu Preisen, die weit über den lokalen liegen. Doch wenn das neue Kraftwerk den Strom zum normalen Preis liefert, wird es seine Kosten bestimmt nicht decken, auch wenn man Amortisation des Kapitals und Zinsen auf dieses nur zum geringsten Teil berücksichtigt. Es wird ein Verlustgeschäft sein, das schliesslich die Staatskasse belastet. Ausserdem: Kernkraftwerke sind bei ihrer Produktion unelastisch, liefern also ständig die gleiche Strommenge. Das bedeutet, dass die Konsumschwankungen im Laufe des Tages und des Jahres bei den anderen Kraftwerken ausgeprägter werden, was für sie ungünstig ist.
Der argentinische Plan für Atomkraftwerke sieht den Bau eines weiteren Werkes (Atucha III) vor, das vierte im Land, wenn man auch das von Embalse in Córdoba hinzuzählt. Ausserdem soll das Projekt Carem 25 vollzogen werden, das sich auf den Bau eines kleinen Reaktors durch das Unternehmen INVAP (“Investigaciones Aplicadas”, das der Provinz Rio Negro gehört und 1976 unter der Militärregierung geschaffen wurde) bezieht, der für Forschung und Ausbildung von Personal für grosse Kernkraftwerke dienen soll. INVAP hat schon ein Werk dieser Art in Australien errichtet, wo es eine internationale Ausschreibung gewann. Dort gab es keine Probleme, weil die australische Regierung pünktlich zahlte, was hier in der Regel nicht der Fall ist.
Argentinien steht vor einer grossen Knappeit an Mitteln für Staatsinvestitionen, umso mehr, als die Weltbank keine neuen Kredite gewährt und Kapitalgüterlieferungen mit weichen Bankkrediten wegen des Konfliktes mit dem Pariser Klub nicht möglich sind. Bei Atucha III sollte zunächst ein realistischer Kostenvoranschlag und ein Finanzplan ausgearbeitet werden, zu welchem Zweck eine international anerkannte Consultig-Firma verpflichtet werden sollte. Abgesehen davon, ist es höchte Zeit, dass man sich die verschiedenen alternativen Möglichkeiten für die Ausweitung der Stromkapazität vornimmt und Prioritäten festsetzt, um das Problem mit der geringstmöglichen Investition und bei niedrigsten Stromkosten der neuen Werke zu lösen. Dabei müssten auch die schon ausgeschriebenen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz, in der gleichnamigen Provinz, aufs Eis gelegt werden, da die u$s 5 Mrd. (und mehr), die die Werke kosten, nicht vorhanden sind, und die Stromkosten hier etwa doppelt so hoch liegen würden als bei anderen Projekten für den gleichen Zweck. Es ist höchste Zeit, dass auch bei der Stromwirtschaft an Wirtschaftlichkeit gedacht wird.